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Siehe auch:

Touristische 
Entwicklungsschwerpunkte;

Ansiedlung von Tourismus- und 
Freizeitanlagen;

Wald;

Naturgefahren: Lawinen;

Naturgefahren: 
Massenbewegungen;

Bodenschutz;

Verbauung, Renaturierung, der 
Fliessgewässern und 
Abflussbewirtschaftung;

Umsetzung der Bundesinventare

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle: 
Amt für Verkehr und Energie

Gemeinden:
Gemeinden, die von einem 
Skigebiet betroffen sind

Bezirke:
Glane, Greyerz, Saane, Sense, 
Vivisbach

Kantonale Stellen:
BRPA, BNS, AfU, SGeW, 
WaldA, LwA

Bund:
BUWAL, BAV, ARE

Andere Stellen:
FTV

1. PROBLEMSTELLUNG

Der mit dem Skisport verbundene Wintertourismus bildet einen 
wichtigen Wirtschaftszweig für die Voralpenregionen des Kantons. 
Die Nutzung von Skigebieten bietet insbesondere den Landwirten 
dieser Regionen eine zusätzliche Einnahmequelle während der 
Winterszeit.

Seit das Skilaufen in den sechziger Jahren zu einem Breitensport 
geworden ist, haben sich seine Auswirkungen auf Natur und 
Landschaft grundlegend verändert. Um die Sicherheit der Skiläufer 
auf den Pisten zu gewährleisten, um Pisten mit unterschied-
lichem Schwierigkeitsgrad sowie leistungsfähige und sichere 
Transportanlagen anzubieten oder um die Pisten in gutem Zustand 
zu erhalten, sind die Skigebietbetreiber gelegentlich gezwungen, 
Rodungen vorzunehmen, einzelne Bäume und Büsche zu beseitigen 
oder Terrainveränderungen zu veranlassen.

Schneesichere Pisten während der ganzen Skisaison bilden 
ebenfalls ein gewichtiges Element für die Attraktivität eines 
Wintersportorts. Die wärmeren Winter seit Ende der achtziger Jahre 
und die mangelnden Niederschläge führten zu einem erhöh-
ten Bedarf an ortsfesten oder mobilen Beschneiungsanlagen. 
Die Gewährleistung weisser Pisten ist eine beträchtliche 
Herausforderung für die mittelhoch oder tief gelegenen Orte, 
zu denen die wichtigsten Freiburger Wintersportorte gehören. 
Deshalb planen Bergbahnunternehmen die Einrichtung künstlicher 
Beschneiungsanlagen.

Diese verschiedenen Terrainveränderungen und Anlagen in den 
Skigebieten haben Auswirkungen auf das Gleichgewicht der betrof-
fenen Naturräume. Geländeeingriffe (Planierungen), die den künstli-
chen Abfluss erhöhen, schwächen die Kraft des Bodens, Wasser zu 
speichern, zerstören die stabilisierende Pflanzendecke und können 
zu bedeutenden Erosionsschäden führen. Waldrodungen gefährden 
die natürliche Verjüngung in den angrenzenden Wäldern, da 
sich das Mikroklima verschlechtert (der gegenseitige Schutz der 
Bäume vor Sturmböen ist nicht mehr gewährleistet). Sie schaffen 
neue, deutlich abgeschnittene Waldränder und stören so den 
Lebenszyklus der Wildtiere.

Darüber hinaus können die lärmigen Schneekanonen, die 
grosse Mengen an Wasser und Energie verbrauchen, schädli-
che Auswirkungen auf den Boden, den Wasserhaushalt, die 
Geländestabilität sowie auf Tier- und Pflanzenwelt haben.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

· Sicherstellen einer umweltgerechten Ausübung des Skisports, 
die Rücksicht auf Natur und Landschaft nimmt.

· Sorge für die Erhaltung und Verbesserung des bestehenden 
Angebots an touristischen Transportanlagen in den bestehenden 
Skigebieten.

· Beschränkung der künstlichen Beschneiungsanlagen und 
Sicherstellen, dass sie wirtschaftlich und ökologisch tragbar 
sind.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

· Neue touristische Transportanlagen können nur im Rahmen der 
bestehenden Skigebiete geplant und gebaut werden.
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· Die Erweiterung eines Skigebiets ist ausgeschlossen in Lawinen- 
und Rutschgebieten und in Naturschutzgebieten.

· Wenn eine neue Skipiste ausnahmsweise eine Naturschutzzone 
oder einen Kernlebensraum einer bedrohten Art durchqueren 
muss, ist die kürzeste Strecke zu wählen.

· Jede neue touristische Transportanlage muss hauptsächlich 
mit Naturschnee betrieben werden können.

· Einzig in den Skigebieten der kantonalen und regionalen 
touristischen Entwicklungsschwerpunkte können künstliche 
Beschneiungsanlagen erstellt werden.

· Die Einrichtung künstlicher Beschneiungsanlagen darf zu keiner 
Veränderung des Wasserhaushaltes in den umliegenden 
Gebieten führen; ihr Betrieb darf die Wasserversorgung nicht 
beeinträchtigen.

· Die künstlichen Beschneiungsanlagen sind in Naturschutzzonen 
und Kernlebensräumen einer bedrohten Art zu vermeiden.

· Die Pisten dürfen nur künstlich beschneit werden, wenn der 
Boden gefroren ist, und lediglich zwischen dem Beginn der 
Skisaison und Ende März.

· Die Errichtung künstlicher Beschneiungsanlagen ist auf die 
problematischen Stellen eines Skigebiets beschränkt, beispiels-
weise den untersten Bereich einer Piste, Stellen mit dünner 
Schneedecke oder Teilstücke, die stark besonnt sind.

· Langlaufloipen, die Naturschutzgebiete oder empfindliche 
Biotope durchqueren, dürfen nicht mit Kunstschnee präpariert 
werden.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Die Gebiete, in denen künstliche Beschneiungsanlagen die 
Bodenrosion zu beschleunigen oder geschützte oder schüt-
zenswerte Biotope zu beeinträchtigen drohen, sind zu ver-
meiden.

· Ist aufgrund des Betriebs einer künstlichen Beschneiungsanlage 
der Bau von Speicherbecken erforderlich, ist bei der 
Standor twahl, der Bauar t sowie dem Verlegen der 
Wasserleitungen auf die charakteristischen Landschaftselemente 
Rücksicht zu nehmen.

· Jede Waldrodung und jede Beseitigung von Feldgehölzen oder 
einzelstehenden Bäumen in einem Skigebiet muss kompensiert 
werden.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Das Amt für Verkehr und Energie:
· Informiert die Gesuchsteller über das zu befolgenden 

Verfahren und koordiniert das Verfahren zur Erlangung einer 
Betriebskonzession für Tourismus-und Freizeitanlagen, die den 
Personentransport mit Seilbahn, Eisenbahn, Auto oder Schiff 
voraussetzen.

Das Bau- und Raumplanungsamt:
· Kontrolliert die Übertragung der Daten, die in Zusammenhang 

mit dem Skigebiet stehen, in die Ortsplanung.

· Prüft die Bewilligungsgesuche für künstliche Beschneiungs-
anlagen.
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· Beurteilt die für ein Projekt erstellte Zweckmässigkeitsstudie.

Das Amt für Umwelt:
· Berät den Gesuchsteller und beurteilt das Pflichtenheft und 

den Bericht der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) für die 
diesem Verfahren unterstellten Anlagen.

· Beurteilt für die Anlagen, die der UVP nicht unterstellt sind, die 
Sanierungsmassnahmen bei projektbedingten Veränderungen 
des Bodens und der Vegetation und verlangt im Bedarfsfall 
eine Umweltverträglichkeitsnotiz.

Das Amt für Landwirtschaft:
· Prüft die Auswirkungen der Projekte zur Erweiterung des 

Skigebietes auf die Weiden und die Bewirtschaftung der 
Alphütten.

Das Amt für Wald, Wild und Fischerei:
· Prüf t, ob die Projekte zur Erweiterung des Skigebietes 

ein Rodungsbewilligungsgesuch benötigen, und beurteilt 
die Angemessenheit der zum Ausgleich vorgeschlagenen 
Aufforstungsflächen.

Die Regionen:
· Können Anpassungen der Skigebiete in ihrem regionalen 

Richtplan vorschlagen.

· Berücksichtigen die bestehenden Skigebiete in ihrem regionalen 
Richtplan.

Die Gemeinden:
· Können Anpassungen der Skigebiete in ihrer Ortsplanung 

vorschlagen.

· Tragen die bestehenden Skigebiete in die Ortsplanung ein.

Der Bund:
· Erteilt die Konzessionen und Bewilligungen für den Bau und 

Betrieb von Seilbahnen, Gondelbahnen und Sesselliften.

· P r ü f t  u nd  n imm t  S t e l l u ng  z u  d e n  B au -  u nd 
Betriebsbewilligungsgesuchen für Skilifte unter dem Gesichtspunkt 
ihrer Vereinbarkeit mit den öffentlichen Interessen des Bundes 
und den Grundsätzen der Bundespolitik in Sachen Konzessionen 
und Bewilligungen.

Der Freiburger Tourismusverband:
· Nimmt Stellung zu den Projekten, die eine Auswirkung auf 

die touristische Entwicklung des Kantons und seiner Regionen 
haben könnten.

Die Gesuchsteller:
· Müssen insbesondere eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

durchführen, falls diese für die Realisierung eines Projekts 
erforderlich ist.
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4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Regionale Studien

· Die touristischen Transport- und Beschneiungsanlagen sowie 
die Skigebiete müssen in der Karte des regionalen Richtplans 
eingetragen werden.

Ortsplanung

· Die für das Skifahren vorgesehenen Gebiete (Transportanlagen, 
Skipisten) müssen im Zonennutzungsplan ausgeschieden werden. 
Jede wesentliche Änderung des Skigebietes muss in diesen 
übertragen werden.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Touristische Transportanlagen oder Erweiterung des Skigebiets

· Jeder Gesuchsteller, der eine touristische Transportanlage zu 
erstellen oder eine Erweiterung des Skigebiets vorzunehmen 
wünscht, informiert sich bei der betroffenen Gemeinde, um 
die tatsächlichen Realisierungsmöglichkeiten auf deren Gebiet 
in Erfahrung zu bringen.

· Vor der Durchführung einer Planungsstudie oder der Einreichung 
eines Baubewilligungsvorgesuchs hat der Gesuchsteller auf 
der Grundlage einer Vorstudie Kontakt mit dem BRPA aufzu-
nehmen.

· Für touristische Transportanlagen, die einen regelmässigen 
Personenverkehr voraussetzen, muss der Gesuchsteller Kontakt 
mit dem VEA aufnehmen, das ihn über das zu befolgende 
Verfahren informiert.

· Erfordert das Projekt das Fällen von Bäumen oder Rodungen, 
muss der Gesuchsteller Kontakt mit dem WaldA aufnehmen, 
das entscheidet, ob es erforderlich ist, ein Rodungsbewillig
ungsgesuch einzureichen oder nicht.

· Für jedes Projekt von kantonaler oder regionaler Bedeutung 
ist die Erstellung einer Zweckmässigkeitsstudie erforderlich. 
Diese Studie muss:

- Nachweisen, dass das Projekt einem tatsächlichen wirt-
schaftlichen Interesse entspricht und dass eine genügende 
Nachfrage vorhanden ist.

- Das Einzugsgebiet bestimmen, das von dem Projekt betroffen 
ist und den gewählten Standort rechtfertigt.

- Nachweisen, dass das Projekt finanziert werden kann und 
dass es wirtschaftlich existenzfähig ist.

- Die Auswirkungen auf bestimmte Sachbereiche (wirtschaft-
liche Struktur, Landwirtschaft, Umwelt, Wald, Natur und 
Landschaft, Verkehr) bestimmen und Massnahmen zur Lösung 
eventueller Konflikte oder Probleme vorschlagen.

· Die Zweckmässigkeitsstudie muss vor jedem Änderungsverfahren 
der Ortsplanung oder Baubewilligungsgesuch an das BRPA 
gerichtet werden. Anschliessend wird sie von allen betroffenen 
kantonalen Dienststellen beurteilt.

· Die touristischen Transportanlagen können nur in einer Zone 
von allgemeinem Interesse oder einer für diesen Zweck vor-
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gesehenen Nutzungszone realisiert werden. Zudem ist die 
Erstellung eines Spezialplans erforderlich.

· Für die Projekte von kantonaler oder regionaler Bedeutung 
muss das Baubewilligungsgesuch auch Nachweise oder 
Bankgarantien enthalten, die zeigen, dass die Finanzierung 
des Projekts gesichert ist.

· Einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterstehen die Projekte für 
touristische Transportanlagen, die neue Skigebiete erschliessen, 
und Skipisten, sofern sie Terrainveränderungen von mehr als 
2’000 m2 erfordern.

· Für eine optimale Koordination der verschiedenen Verfahren 
müssen die öf fentliche Auflage des Spezialplans und 
der Baubewilligung sowie gegebenenfalls des Rodungs-
bewilligungsgesuchs und die Vernehmlassung der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung gleichzeitig erfolgen.

Künstliche Beschneiungsanlagen

· Jede künstliche Beschneiungsanlage untersteht dem gewöhn-
lichen Baubewillligungsverfahren gemäss Art. 169 RPBG.

· Die Anlagen, mit denen eine Fläche von mehr als 5 ha künstlich 
beschneit werden kann, sind einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
unterstellt und haben Gegenstand eines Planungsverfahrens, 
Spezialplan gemäss RPBG, zu sein.

· Für eine optimale Koordination der verschiedenen Verfahren 
müssen die öffentliche Auflage des Spezialplans und die 
Vernehmlassung der Umweltverträglichkeitsprüfung gleichzeitig 
erfolgen.
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